
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Stephanie Cox, Philip Kucher, Douglas Hoyos-Trauttmansdorff, Kolleginnen 

und Kollegen betreffend "Werbekostenstopp tür das Digitale Amt" 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Tagesordnungspunk 27 betreffend "Bericht des 

Ausschusses für Forschung, Innovation und Digitalisierung über die Regierungsvorlage (574 d.B.): 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen 

Anwendungen des Bundes (Web-Zugänglichkeits-Gesetz -WZG) erlassen wird (655 d.B.)" in der 86. 

Sitzung des Nationalrates, XXVI. GP, am �Juli 2019 

BEGRÜNDUNG 

Am 19. März 2019 hat die damalige Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort voller 

Stolz ihr Leuchtturmprojekt "Digitales Amt" vorgestellt. Dass die mobile App und das Browser­

Dependant von Anfang an nicht rund gelaufen sind, ist bekannt - schlechte Userbewertungen in den 

jeweiligen App Stores, Login-Probleme, anhaltende Bugs und mangelnde Usability. Trotz allem wurde 

der e-Government-Service beworben und unters Volk gebracht. 1,6 Millionen Euro sind bis 14. Juni 

2019 laut einer Anfragebeantwortung des BMDW in die Bewerbung des Digitalen Amts geflossen.' 

Seit kurzem kann das Digitale Amt auch kein Englisch mehr.2 Laut Aussage der aktuell zuständigen 

Bundesministerin sei der Migrationsaufwand zu hoch. Mehriacheriassungen bei Anträgen solle 

vorgebeugt werden. Einerseits eine plausible Argumentation vor dem Hintergrund der bis jetzt schon 

astronomisch hohen Entwicklungskosten (knapp 6 Millionen Euro), andererseits ein gravierendes 

Hindernis für all jene in Österreich Lebenden, die der deutschen (Amts-)Sprache nicht mächtig sind 

und trotzdem die Services nutzen wollen. Für User mit Behinderung ist weder App noch Browser­

Version des Digitalen Amts nutzbar. Keine der beiden Varianten bietet barrierefreien Zugang. 

Um es zusammenzufassen: die Regierung bewirbt eine technisch mangelhafte Anwendung, die 

bestimmte Bürger und Bürgerinnen ausschließt, mit unfassbar viel Geld. Mit dieser 

Steuergeldverschwendung muss Schluss sein. 

, https://www.derstandard.atJstory/2000 1 04888684/digitales-amt-kostete-6-m illionen-euro-werbunq-1-
6-millionen 
2 https://ori.atJstories/3126506/ 
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Die unterfertigenden Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung, insbesondere die Bundesministerin für Digitalisierung und 

Wirtschaftsstandort, wird aufgefordert, die Bewerbung des Digitalen Amts unverzüglich zu 

stoppen, bis die versprochenen Services auf allen Endgeräten funktionieren und wirklich jeder 

und jede Bürgerln ohne Einschränkung daran teilhaben kann. 
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